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Weniger Bürokratie bei der Mehrwertsteuer
Der Landtag wird im Septem-
ber über ein total revidiertes
Mehrwertsteuergesetz beraten.
Nach Auskunft von Regierungs-
chef Klaus Tschütscher enthält
es im Interesse der heimischen
Wirtschaft zahlreiche Erleichte-
rungen und Vereinfachungen
zur bisherigen Praxis.

Interview: Günther Fritz

Herr Regierungschef, Sie haben dem
Landtag für die September-Sitzung 
eine Vorlage zur Totalrevision des Mehr-
wertsteuergesetzes vorgelegt, das auf
den 1. Januar 2010 in Kraft treten soll.
Die Mehrwertsteuer wird heute als kom-
plizierte Steuer wahrgenommen. Was
wird sich mit dem neuen Gesetz än-
dern? Was sind Ihre Vorschläge?
Regierungschef Klaus Tschütscher:
Mit der Vorlage zum neuen Mehrwert-
steuergesetz wird sich die Anwen-
dung der Mehrwertsteuer in der Pra-
xis gegenüber heute deutlich verein-
fachen. Herzstück der umfassenden
Revision bildet ein Paket von rund 50
Anpassungen, um Komplexität, Büro-
kratie und Formalismus abzubauen.
Davon werden in erster Linie die ge-
gen 3700 steuerpflichtigen Unterneh-
men und Personen in unserem Land
profitieren. Mit dieser Deregulierung

können wir auch ganz generell unse-
ren Standort noch wirtschaftsfreund-
licher gestalten. Das ist gerade in der
jetzigen wirtschaftlich schwierigen
Zeit ein wichtiges Signal.

Das neue Mehrwertsteuergesetz ist also
eine Art Massnahme zur Deregulierung
und zur Stärkung der Wirtschaft?
Ja, dies ist ein erster wichtiger Schritt
für mehr Freiraum und weniger Admi-
nistration für die heimische Wirt-

schaft.Weitere werden folgen müssen.
Mit dem neuen Mehrwertsteuerge-
setz wird der administrative Aufwand
für alle Unternehmen abnehmen, was
gerade für die Klein- und Mittelbe-
triebe Erleichterungen bringen wird.
Ressourcen werden freigesetzt. Mit
dem neuen Gesetz wird viel Ballast
über Bord gekippt. Dies auch aus der
Erkenntnis heraus, dass sich der Auf-
wand im Verhältnis zum damit erziel-
baren Steueraufkommen oft nicht
lohnt.

Sie haben die Klein- und Mittelbetrie-
be, damit das Gewerbe angesprochen.
Welche  Anpassungen erachten Sie für
das Gewerbe als besonders wichtig? 
Da gibt es eine ganze Reihe – so wer-
den beispielsweise die formalen Vor-

schriften für Mehrwertsteuer-Belege
stark gelockert, der Vorsteuerabzug
für Getränke und Verpflegung wird
neu zu 100 Prozent ermöglicht und
der Anwendungsbereich für die ver-
einfachte Abrechnung der Mehrwert-
steuer nach Saldosteuersätzen wird
erweitert.Auch soll der heute fixe Ver-
zugszins künftig flexibel gestaltet und
nach den marktüblichen Verhältnis-
sen angepasst werden können. Be-
deutende Erleichterungen gibt es
auch für die Autobranche und das
Baugewerbe.

Welche Erleichterungen sind hier kon-
kret vorgesehen? Können Sie diese nä-
her erläutern?
Im Bereich des Baugewerbes wird
künftig der sogenannte baugewerbli-
che Eigenverbrauch nicht mehr be-
steuert. Diese Regelung, die noch aus
der Zeit der Warenumsatzsteuer
stammt, zieht für die Betroffenen je-
des Quartal einen grossen Aufwand
nach sich. Dieser entfällt nun. Die Ab-
schaffung führt aber nicht nur zu ei-
ner Vereinfachung, sondern auch zu

einer Entlastung für das Baugewerbe,
weil die eigene Wertschöpfung nicht
mehr besteuert wird.

Und die Vorteile für die Autobranche?
Hier wird die komplizierte und mit
Mängeln behaftete Margenbesteue-
rung durch ein administrativ einfa-
ches System ersetzt, das einen soge-
nannten fiktiven Vorsteuerabzug er-
laubt.

Sie haben erwähnt, dass die Abrech-
nung nach Saldosteuersätzen ausgewei-
tet werden soll. Warum?
Weil diese vereinfachte Abrechnungs-

methode sowohl im Interesse der
Steuerpflichtigen als auch der Verwal-
tung ist. Die Abrechnung nach Saldo-
steuersätzen ist bei den Steuerpflich-
tigen sehr beliebt. Etwa ein Fünftel
der heute rund 3700 Steuerpflichti-
gen rechnet auf diese Weise ab. Die
Abrechnung steht heute jedoch nur
für Unternehmen mit einem Jahres-
umsatz bis maximal 3 Millionen Fran-
ken offen.Wir wollen dies erweitern,
sodass zahlreiche weitere KMU da-
von profitieren können. Die Abrech-
nung nach Saldosteuersätzen bedeu-
tet weniger Aufwand und eine erleich-
terte Buchführung.

Bei jeder Steuerreform stellt sich die
Frage nach Regelungen für Jungunter-
nehmen und sogenannten Start-ups.
Gibt es solche auch im neuen Mehrwert-
steuergesetz?
Ja, die gibt es. Speziell für Unterneh-
men in der Startphase wird sich die
geplante Erweiterung der freiwilligen
Unterstellung unter die Steuerpflicht
in vielen Fällen positiv auswirken.
Dies tönt paradox.Aber wer als Jung-
unternehmer sein eigenes Geschäft
aufbaut, hat in der Regel grosse An-
fangsaufwände. Dabei bleibt er oft
auf den Vorsteuern dieser Aufwände
sitzen, weil er noch nicht die notwen-
digen Umsätze erzielt, um sich als
Mehrwertsteuerpflichtiger registrie-
ren zu lassen. Der Jungunternehmer
weiss also nicht, ob und wann er die
geleisteten Vorsteuern zurückerhält.
Dies hemmt den Investitionsgeist.
Neu sollen sich alle Unternehmen, al-
so auch Start-ups, freiwillig der Steu-
erpflicht unterstellen können. Damit
erhalten sie von Anfang an den An-

spruch auf den Vorsteuerabzug und
können so die erwähnte Taxe occulte
vermeiden.

Das neue Mehrwertsteuergesetz bringt
viele Erleichterungen für die Unterneh-
men. Aber werden diese die Umstellung
auf 1. Januar 2010 ohne externe Hilfe
schaffen?
Die meisten Unternehmen werden
die Anpassungen selber vornehmen
können. Ein Unternehmer, der sich
schon bisher mit der Mehrwertsteuer
auseinandergesetzt hat, schafft dies
alleine.Die Steuerverwaltung wird al-
le Steuerpflichtigen nach der Behand-
lung der Vorlage im September-Land-
tag umfassend über die Neuerungen
informieren. Dies ist bereits vorberei-
tet, damit den Betrieben für die Um-
stellung genügend Zeit bleibt.

Regierungschef Klaus Tschütscher: «Die zahlreichen Vereinfachungen und Erleich-
terungen bei der Mehrwertsteuer werden insbesondere bei Klein- und Mittelbetrie-
ben Ressourcen freisetzen. Mit dieser Deregulierung können wir unseren Standort
noch wirtschaftsfreundlicher gestalten.» Bild Eddy Risch

«Mehr Freiraum
und weniger 
Administration»

«Damit wird viel
Ballast über Bord
gekippt»

«Entlastung für
Baugewerbe und
Autobranche

«Es ist eine klare Linie erkenn-
bar, die konsequent und schnell
umgesetzt wird», erklärt Ale-
xander Ospelt, Verwaltungsrats-
präsident der Herbert Ospelt
Anstalt und Gastgeber für die
nächste «Zeit für Liechten-
stein»-Veranstaltung, zum 
Finanzplatzkurs der Regierung.

Interview: Günther Fritz

Herr Ospelt, wie ist Ihr Unternehmen im
Sturm der Finanz- und Wirtschaftskrise
unterwegs?
Alexander Ospelt, Verwaltungsrats-
präsident der Herbert Ospelt Anstalt:
Unser Unternehmen wurde von der
Krise bisher nicht spürbar tangiert.
Wir investieren auch in konjunkturell
schwächeren Zeiten in die Zukunft,
was gleichzeitig eine Unterstützung
der Investitionsgüterindustrie dar-
stellt.

Wie beurteilen Sie die derzeit laufende
Neupositionierung des Finanzplatzes
Liechtenstein gemäss OECD-Standards
im Hinblick auf die internationale Re-
putation sowie auf die Perspektiven des
gesamten Wirtschaftsstandorts Liech-
tenstein?
Aus meiner Sicht ist der von der Re-
gierung eingeschlagene Kurs als sehr
positiv zu werten. Es ist eine klare Li-
nie erkennbar, die konsequent und
schnell umgesetzt wird. Ich bin des-

halb auch zuversichtlich, was die Per-
spektiven für unseren Wirtschafts-
standort anbelangt.

«Es ist eine klare Linie erkennbar»

Zeit für Liechtenstein
Am kommenden Donnerstag, 10.
September, 18.30 bis 20 Uhr, wird
in der Betriebsstätte der Herbert
Ospelt Anstalt in Bendern die «Zeit
für Liechtenstein»-Veranstaltungs-
serie fortgesetzt. Das Thema lautet
diesmal: «Wirtschafts- und Finanz-
platz Liechtenstein – War’s das?».
Nach einem Einführungsreferat
von Regierungschef-Stellvertreter
Martin Meyer diskutieren unter
der Moderation von Peter Eisenhut
Hans Brunhart, Verwaltungsrats-
präsident der VP Bank, Roger
Frick, Präsident der Treuhänder-
vereinigung, Alexander Ospelt,
Verwaltungsratspräsident der Her-
bert Ospelt Anstalt, und LIHK-Prä-
sident Klaus Risch über Lösungs-
ansätze zur Bewältigung der Krise.
Das Schlusswort hält Regierungs-
chef Klaus Tschütscher.

Was erwarten Sie aus Unternehmersicht
von der Politik zur Krisenbewältigung?
Die bisher abgeschlossenen TIEA sind

ein erster Schritt. Ich bin froh, dass die
Regierung die Bedeutung von Dop-
pelbesteuerungsabkommen erkannt
hat und mit Luxemburg schon einen
ersten Erfolg vorweisen kann. Für un-
ser Unternehmen steht aber eher das
angekündigte DBA mit Deutschland
im Vordergrund. Ich bin davon über-
zeugt, dass die Regierung auch hier
ein gutes Verhandlungsergebnis errei-
chen wird.

Alexander Ospelt, Verwaltungsratspräsident der Herbert Ospelt Anstalt: «Für un-
ser Unternehmen steht das angekündigte DBA mit Deutschland im Vordergrund.
Ich bin davon überzeugt, dass die Regierung auch hier ein gutes Verhandlungser-
gebnis erreichen wird.» Bild Archiv

Jenseits des
Klischees
Vom 8. September bis 25. Ok-
tober zeigen sechs Künstlerin-
nen der jungen Generation im
Kunstraum Engländerbau 
Werke zum Thema «Through
the looking-glass – Jenseits des
Klischees». 

Kurator ist der 31jährige Kevin Muh-
len, seit April künstlerischer Direktor
vom Casino Luxembourg – Forum
d’art contemporain. Die Ausstellung
wird am Dienstag, 8. September, um
18 Uhr, im Kunstraum Engländerbau
durch den luxemburgischen Botschaf-
ter in Liechtenstein, Gérard Philipps,
und den liechtensteinischen Botschaf-
ter in Bern, Hubert Büchel, eröffnet.

Mechanismen des Klischeehaften
Sie sind allgegenwärtig,verbreiten sich
und prägen das Bild von Gesellschaft
und Land – Klischees. Mit Beobach-
tungen zu Menschen und dem Charak-
ter eines kleinen Landes befassen sich
sechs Künstlerinnen und Künstler aus
den Kleinstaaten Luxemburg und
Liechtenstein. In sehr unterschiedli-
chen Positionen verarbeiten sie aller-
dings nicht nur das nationale Bild, son-
dern erforschen die  allgemein ange-
nommene Ideen und Ansichten. Wie
sehen wir den anderen? Was nehmen
wir wahr? Dabei suchen die  Künstle-
rinnen und Künstler nicht nach der
Wiederherstellung einer Realität, son-
dern erforschen die Mechanismen des
Klischeehaften. (pd)
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